
Das Artensterben – eine der vielen Ursachen

Der Verlust an Lebensraumvielfalt und damit Pflanzenvielfalt ist die Hauptursache für den aktuellen 

Kaskadeneffekt des Verlustes von Insektenarten, Vogelarten, Reptilien- und Amphibienarten.

Der Klimawandel und die Einschleppung von gebietsfremden Arten beschleunigt diesen Prozess.

Dr. Andreas von Heßberg



Anzahl der Heuschreckenarten: 86 – Rote Liste 41% (35) 

Wieviel haben wir in Deutschland schon verloren?

Anzahl der Käferarten: ca. 6.540 – Rote Liste ca. 60% (3900)

Anzahl der Zweiflüglerarten (Dipteren): ca. 9.200 – Rote Liste 58% (5336)

Anzahl der Hautflüglerarten (Hymenopteren): 131 Ameisen (65), 110 Wespen (44), 585 Wildbienen (233) 

Anzahl der Brutvogelarten: ca. 260 – Rote Liste 42% (110)

Anzahl der Fledermausarten: 25 – Rote Liste 92% (23) und 3 Arten schon ausgestorben

Anzahl der Schmetterlingsarten: ca. 3.700 – Rote Liste 48% 

Anzahl der Blütenpflanzenarten: ca. 4.100 (inkl. etablierte Neophyten) – Rote Liste 40% (1640)

Anzahl der Libellenarten: 81 – Rote Liste 43% (35) und 2 Arten schon ausgestorben

Anzahl der Tierarten: 48.000 – Rote Liste 30% (14.400) und 6% schon ausgestorben / verschollen 

Anzahl der Wirbeltierarten: 478 – Rote Liste 44% (170) und 8% schon ausgestorben / verschollen

AUCH: Anzahl der Nutztierrassen und Nutzpflanzensorten schwindet in dramatischer Weise !

Rote Liste 2015; Bundesamt für Naturschutz Bonn



Ein riesiges globales Problem ist die Tatsache, dass wir momentan nur etwa 20% aller terrestrischen Arten und 
nur etwa 11% aller marinen Arten kennen. Wir verlieren also jährlich Arten, die wir NIE kennenlernen werden.

Jede Art hat eine oder mehrere spezielle Funktionen im ökologischen Netzwerk. Das Netzwerk darf man sich 
tatsächlich wie ein riesiges geflochtenes Netz vorstellen. Wir Menschen befinden uns mit unserem 
Bedürfnissen an Lebensmitteln, sauberem Wasser, reiner Luft, Platzbedarf und Entfaltungswünschen auf 
diesem Netz. 
Jede Art stellt einen oder mehrere Knotenpunkte des Netzes dar.
Den Verlust von einigen Arten kann das Netzwerk verkraften. 
Andere Arten streben in freigewordene Nischem und übernehmen die Funktionen, knüpfen das Netz wieder 
fest und sichern so die Stabilität für die anderen Arten. 

Aber ab welchem Verlust (Art / Anzahl / Funktion) ist das nicht mehr „schmerzfrei“ und führt zur Instabilität?

Zu dieser Frage kann die Forschung kaum Aussagen geben, weil wir die Funktionen der Arten im ökologischen 
Netzwerk noch kaum kennen. Da kratzen wir erst noch ganz zart an der Oberfläche der Erkenntnisse. 

Deshalb gibt es nur eine Alternative: 
so viele Arten, Artengemeinschaften, Lebensräume und Lebensraumstrukturen wie möglich halten !





Am 17. Juli 2019 wurde der Gesetzestext des Volksbegehrens „Rettet die Bienen!“ zu 100% von der 
Landesregierung übernommen und trat zum 1. August 2019 in Kraft. Am Runden Tisch wurden auch die 
sogenannten Begleitgesetze beraten und ebenfalls am 17. Juli 2019 verabschiedet (in Kraft seit 1.8.2019). 

In diesen Begleitgesetzen stehen die Maßnahmenkataloge, Umsetzungsmaßnahmen und die Details für die 
Betroffenen, Interessensvertreter und lokalen Behörden.

Der Artikel 1 des Bayerischen Naturschutzgesetzes ist 
logischerweise nicht angerührt worden. Er lautet: 

Naturschutz ist verpflichtende Aufgabe für Staat 
und Gesellschaft sowie für jeden einzelnen Bürger 
und für jede einzelne Bürgerin. Staat, Gemeinden, 
Landkreise, Bezirke und sonstige juristische 
Personen des öffentlichen Rechts sind verpflichtet, 
ihre Grundstücke im Sinn der Ziele und Grundsätze 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu 
bewirtschaften.



Im Artikel 1a: Über das Bundesnaturschutzgesetz hinaus verpflichtet sich der Freistaat Bayern, zur 
dauerhaften Sicherung und Entwicklung der Artenvielfalt in Flora und Fauna darauf hinzuwirken, deren 
Lebensräume zu erhalten und zu verbessern, um einen weiteren Verlust von Biodiversität zu verhindern. 
Ziel ist, die landwirtschaftlich genutzten Flächen des Landes nach und nach, bis 2025 mindestens 20 % und 
bis 2030 mindestens 30 %, gemäß den Grundsätzen des ökologischen Landbaus gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 834/2007 und des Gesetzes zur Durchführung der Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft oder 
der Europäischen Union auf dem Gebiet des ökologischen Landbaus (Öko-Landbaugesetz – ÖLG) in der 
jeweils geltenden Fassung zu bewirtschaften. Staatliche Flächen sind bereits ab 2020 gemäß diesen 
Vorgaben zu bewirtschaften.

In Bayern ticken die Uhren oft anders …. manchmal „zum Glück“

Kommunalen Liegenschaften, die landwirtschaftlich genutzt werden:  
Auslaufen,  Neuausschreiben / Verlängern eines Pachtvertrages nach dem im Artikel 1a genannten 
Kriterien zukünftig bewirtschaften. Hierfür sollte dann auch eine niedrigere Pacht (um 1/3) erhoben 
werden als bei einer konventionellen Bewirtschaftung. 
Desweiteren sollte die Kommune auch proaktiv ihre Landwirte darauf hinweisen, dass bis 2025 bzw. 
2030 genannten Kriterien bayernweit angestrebt werden „müssen“. 



Bei der landwirtschaftlichen Nutzung ist es verboten:

- Dauergrünland und Dauergrünlandbrachen umzuwandeln.
- den Grundwasserstand in Nass- und Feuchtgrünland sowie -brachen und auf Moor- und Anmoorstandorten abzusenken.
- Feldgehölze, Hecken, Säume, Baumreihen, Lesesteinhaufen, Natursteinmauern, natürliche Totholzansammlungen, 

Feldraine und Kleingewässer als naturbetonte Strukturelemente der Feldflur zu beeinträchtigen (Schädigung / Minderung 
der Substanz) 

- Dauergrünlandpflegemaßnahmen durch umbrechende Verfahren wie Pflügen oder umbruchlose Verfahren wie Drill-, 
Schlitz- oder Übersaat auf Flächen, die als gesetzliche Biotope nach § 30 Abs. 2 Nr. 2 BNatSchG sowie nach Art. 23 Abs. 1 
eingestuft sind, durchzuführen.

- ab dem Jahr 2020 Grünlandflächen nach dem 15.3. zu walzen. Um Hasen und Vögel zu schützen, ist die Mahd von außen
nach innen bei Flächen ab einem Hektar künftig nicht mehr möglich. Ausnahmen gibt es für stark hängiges Gelände. 

- Weiter wird das Ziel festgelegt, dass ab dem Jahr 2020 auf bayernweit 10% aller Grünlandflächen die erste Mahd nicht vor
dem 15.6. erfolgen soll.

- ab dem 1.1.2022 auf Dauergrünlandflächen flächenhaft Pflanzenschutzmittel einzusetzen. Auf den vom Freistaat Bayern
bewirtschafteten Dauergrünlandflächen wird der Einsatz von Totalherbiziden jetzt schon verboten; eine Bekämpfung von
Einzelpflanzen wird aber auch nach 2022 noch möglich sein.

Dauergrünland im Sinne dieses Gesetzes sind alle auf natürliche Weise entstandenen Grünlandflächen sowie 
angelegte und dauerhaft als Wiese, Mähweide oder Weide genutzte Grünlandflächen und deren Brachen. Nicht 
auf Dauer angelegte Ackerfutterflächen sind kein Dauergrünland im Sinne dieses Gesetzes. 



Die Landwirtschaft ist in einer besonderen Verantwortung, 
da durch diese die Artenvielfalt nachweislich am stärksten beeinträchtigt wird. 

Nur durch ein Miteinander von Landwirten, Naturschutzorganisationen, Naturschutzbehörden und allen 
Bürger*innen ist die frühere Artenvielfalt wieder zurückzugewinnen. Eine große Bedeutung kommt den 
kleinbäuerlichen Strukturen und Familienbetrieben zu, die in generationenlanger Verantwortung die 
Kulturlandschaft prägten und diese in einem möglichst optimalen Zustand an die nächsten Generationen 
weiterreichen müssen. 

Landwirte – wehrt euch nicht gegen die Naturschutzauflagen, sondern gegen die falsche Agrar-Politik !
Die Naturschutz- und Artenschutzauflagen sorgen dafür, dass kleinbäuerliche Familienbetriebe in der Landwirtschaft 
auch in den nächsten Generationen noch möglich sein werden.

Den Landwirten kommt die zentrale Bedeutung zu, die Artenvielfalt wieder zurückzugewinnen und auch 
zu erhalten. 
Dass wegen der kontinuierlichen Gewinnmaximierung in der Landwirtschaft und den fehlgesteuerten 
Agrar-Subventionen die Natur in den letzten 5 Jahrzehnten größtenteils auf der Strecke geblieben ist, ist 
unübersehbar. 
Deshalb sind die neu erlassenen Vorschriften an die Landwirtschaft unmissverständlich und sollen auch als 
Anleitung dienen, das Ruder jetzt wieder in die richtige Richtung zu reißen.



Was die Landwirte in Zukunft dürfen oder nicht mehr dürfen, ist klar festgelegt. Das sollte von jedem 
von uns (nicht nur von Kommunalpolitikern) überprüft / beobachtet werden. 

Wo man/frau aber als Lokalpolitiker*in einen Einfluss hat und die Bevölkerung für sich gewinnen kann, 
ist, wenn die Kommune wieder proaktiv (und mit den lokalen Landwirten zusammen) Feldraine, Hecken, 
Lesesteinhäufen, Kleingewässer, Totholzhäufen etc. anlegen lässt – gerne auch mit einem 
Samstagseinsatz der Bevölkerung. Es gibt immer Landwirte, die einen Streifen dafür hergeben oder eine 
Dauerbrache dafür haben. Bei der Anlage von Hecken, Waldrändern oder gar Streuobstflächen ist immer 
ein besonderer Wert auf alte Kultursorten zu legen! Auch klare Handlungsanweisung was die korrekte 
Pflege von Hecken, Straßenbegleitgrün und kommunalen Blumenflächen angeht (Schulung der 
Mitarbeiter der Bauhöfe). Verbot von Pflanzenschutzmitteln auf kommunal betreuten Flächen.



Neben der Landwirtschaft noch die Rolle der Forstwirtschaft bei diesem novellierten Naturschutzgesetz: 
„Die Forstwirtschaft hat die Vorschriften des Waldgesetzes für Bayern und die sonstigen für sie geltenden 
Regelungen zu beachten, wobei im Staatswald das vorrangige Ziel zu verfolgen ist, die biologische Vielfalt 
des Waldes zu erhalten oder zu erreichen.“

In Bayern 30,1% Staatswald; Privatwald 54% (ca. 700.000 Waldbesitzer) und 13,5% Körperschaftswald

Fast jede Gemeinde bei uns im Landkreis hat Waldbesitz. Dieser sollte in Zukunft nach diesen Kriterien 
behandelt werden, um auch dort die biologische Vielfalt zu erhöhen. Es braucht ja nicht für jede 
Gemeinde ein Gutachten dafür. Es reicht, wenn man von Seiten der Gemeinde die Baumartenvielfalt
erhöht (weg von der Fichte in Lagen unter 600m; weg von der Kiefer auf flachgründigen, trockenen 
Böden), die Stufigkeit der Baumbestände erhöht, Totholz im Wald lässt (unordentlicher, unaufgeräumter 
Wald; nicht alles für Brennholz verkaufen und erstrecht die Baumkronen im Wald kreuz und quer liegen 
lässt), keine Neuanpflanzung macht (außer bei großen Lücken – dann aber mit angepassten Baumarten) 
sondern die Naturverjüngung fördert und auch nicht nur Biotopbäume geschützt werden, sondern auch 
zukünftige potentielle Biotopbäume nicht entnommen werden. Mehr Kreativität bei der 
Wegesicherungspflicht („Hochstamm-Leichen“). Die Wälder kommen in Zukunft in einen massiven 
Trockenstress. Deshalb Waldinnenklima schützen; dichte Waldränder schützen oder neu begründen; die 
Luftfeuchtigkeit des Waldes darf nicht durch den Wind aus dem Wald geblasen werden.



Für alle nachtaktiven Insekten, aber auch Fledermäuse und nachts fliegende Zugvögel stellen falsche 
Beleuchtungsanlagen eine große Beeinträchtigung dar. In den Sommermonaten sterben im Durchschnitt an 
den Quecksilberlampen täglich 450 Insekten und an den Natriumdampflampen immerhin noch 180. 

Das neue Naturschutzgesetz gibt da klare Anweisungen: Eingriffe in die Insektenfauna durch künstliche 
Beleuchtung im Außenbereich sind zu vermeiden. Himmelstrahler und Einrichtungen mit ähnlicher Wirkung 
sind unzulässig. Beim Aufstellen von Beleuchtungsanlagen im Außenbereich müssen die Auswirkungen auf 
die Insektenfauna, insbesondere deren Beeinträchtigung und Schädigung überprüft und die Ziele des 
Artenschutzes berücksichtigt werden. Beleuchtungen in unmittelbarer Nähe von geschützten 
Landschaftsbestandteilen und Biotopen sind nur in Ausnahmefällen von der zuständigen Behörde oder mit 
deren Einvernehmen zu genehmigen.

Hier müssen wir gegenüber den Kommunen klar ansetzen und Druck aufbauen, dass die 
Straßenlampen umgerüstet werden auf LED-Beleuchtung mit einem möglichst geringen Blauwert im 
Lichtspektrum. Außerdem sollten alle Beleuchtungsanlagen im Außenbereich von Dörfern (z.B. 
angestrahlte Objekte wie eine „Bergkapelle“ oder ein Felskreuz oder eine Ruine, …. aber auch 
Sportplätze) bzgl. der neuen Bestimmungen überprüft werden. (wo, wann …?)



Art. 16 Schutz bestimmter Landschaftsbestandteile

Es ist verboten, entlang natürlicher oder naturnaher Bereiche fließender oder stehender Gewässer, 
ausgenommen künstliche Gewässer im Sinne von § 3 Nr. 4 des Wasserhaushaltsgesetzes und Be- und 
Entwässerungsgräben im Sinne von Art. 1 des Bayerischen Wassergesetzes, in einer Breite von mindestens 
5 m von der Uferlinie diese garten- oder ackerbaulich zu nutzen (Schutz von Gewässerrandstreifen).

Im Artikel 16 stehen einige Sachen, die für Lokalpolitiker*innen und aufmerksam beobachtende 
Bürger*innen interessant sein müssten. Bevor aber das deutsche denunziantentum forciert wird, 
sollten lieber Verwaltung und Straßenpflegedienst (etc.) verpflichtet werden, den Artikel 16 korrekt 
auszuführen und mit Verursachern ins Gespräch zu kommen.



Art. 16 Schutz bestimmter Landschaftsbestandteile

Streuobstbestände und arten- und strukturreiches Dauergrünland werden unter bestimmten Voraussetzungen 
gesetzlich geschützte Biotope. Welche Bestände genau erfasst werden, wird in einer Rechtsverordnung der 
Staatsregierung zeitnah festgelegt (ist final noch nicht vorgelegt worden). Definition von schützenswerten 
Streuobstbeständen: > 2500 qm mit Ausnahme der Bäume, die weniger als 50 Meter vom nächstgelegenen 
Wohn- oder Hofgebäude entfernt sind. Pflegemaßnahmen für Streuobstbestände sind weiterhin möglich, so 
wie eine normale Bewirtschaftung insgesamt weiterhin möglich sein wird. Zudem wird die Förderung sowohl 
der Streuobstwiesen als auch des arten- und strukturreichen Dauergrünlands verbessert und damit die 
naturverträgliche Bewirtschaftung dieser Flächen honoriert. Eigentümer oder Nutzungsberechtigte erhalten im 
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel eine Förderung, soweit sie durch naturschonende Bewirtschaftung 
den ökologischen Wert von Streuobstwiesen bewahren.

Die kommunale Verwaltung sollte zum einen gedrängt werden, eine Biotopkartierung auf dem 
Gemeindegebiet in Auftrag zu geben, und zum anderen den Besitzern dieser Biotope aktiv bei der 
Antragstellung (Formularkram) für diese Fördergelder zu helfen.

Kommunen sollen proaktiv werden und auf Ausgleichflächen oder Brachen (landwirtschaftlich 
ertragsarme oder schwer zu bewirtschaftende Böden) neue Streuobstflächen anlegen. Das kann auch 
sehr erfolgreich MIT der Bevölkerung und Vereinen geschehen. Alte Kultursorten berücksichtigen !



Mehr Arten- und Umweltschutz im Siedlungsraum und an Verkehrsflächen
„Städten, Landkreisen und Gemeinden wird empfohlen, Gebäude und Freiflächen in ihrem Besitz zu 
begrünen, Straßenbegleitflächen als artenreiche Wiesen zu pflegen und eine klimaneutrale Verwaltung 
anzustreben.“

Straßenbegleitflächen an Staatsstraßen sollen möglichst als artenreiche Rasen bewirtschaftet und 
Lärmschutzanlagen begrünt werden. Zudem sollen Gebäude und Freiflächen im Eigentum des Freistaats 
Bayern begrünt und bepflanzt werden.
Kommunale Biodiversitätsprojekte werden über das Landschaftspflegeprogramm gefördert. Um 
nachtaktiven Tieren mehr ungestörte Lebensräume zu bieten, werden störende Lichtquellen reduziert. Die 
Fassadenbeleuchtung an öffentlichen Gebäuden wird ab 23 Uhr abgeschaltet. Im Außenbereich ist die 
Beleuchtung von Werbeanlagen grundsätzlich untersagt.
Ziel Bayerns ist es, im Sinne einer Vorbildfunktion bis zum Jahr 2030 eine klimaneutrale Verwaltung zu 
erreichen.

Hier wieder ein Hebel für die grüne Kommunalpolitik: Druck machen, dass die eigene Verwaltung eine 
klimaneutrale Verwaltung bekommt und dass die oben genannten Kriterien umgesetzt werden. Bei den 
Kriterien zur Klimaneutralität auch Fragen des fairen Handels und der Regionalität beachten. Auch bei 
der Frage nach den Ressourcen für kommunale Bauprojekte können bei Ausschreibungen und 
Bauleitplanungen diese Fragen mit einbezogen werden!



Die positiven Signale sind momentan:
- Mehr junge Mitglieder bei den lokal / regional agierenden Natur- und 

Umweltschutzorganisationen
- Mehr junge und weibliche Imker*innen, dazu aus dem städtischen Umfeld
- Mehr junge und kreative Landwirte, die die Giftspritze liegen lassen
- Mehr junge Leute, die an urbaner Landwirtschaft und an neuen Modellen der 

Landwirtschaft und der Ernährung interessiert sind
- Holz von hier – Holz als Brennstoff oder Baumaterial der kurzen Wege
- Sensibilisierung der Bevölkerung durch die Medien greift langsam

Es gibt viel zu tun – packen wir‘s an !

Vielen Dank für eure Aufmerksamkeit !

Fragen ?

Dr. Andreas von Heßberg


